
 
Kleine Anfrage 
des Abg. MathiasWagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
vom 08.11.2012 

betreffend Pflichtstundenzahl von Förderschullehrerinnen und 
Förderschullehrer in der inklusiven Beschulung 

und  
Antwort  
der Kultusministerin  
 
 
 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
Nach der neuen Pflichtstundenverordnung vom 25. Juni 2012 richtet sich die Pflicht-
stundenzahl von Förderschullehrerinnen und -lehrern in der inklusiven Beschulung 
nicht mehr nach der Pflichtstundenzahl der allgemeinbildenden Schule, an der diese 
Lehrkräfte eingesetzt sind, sondern nach der Pflichtstundenzahl der Lehrkräfte an För-
derschulen. Die unterschiedliche Dauer einer Unterrichtsstunde von 40 Minuten an ei-
ner Förderschule und 45 Minuten an einer allgemeinbildenden Schule bleibt 
dabei unberücksichtigt. Daraus ergibt sich, dass beispielsweise Förderschullehrerinnen 
und -lehrer, die an einer integrierten Gesamtschule eingesetzt sind, nicht mehr wie bis-
lang 26 sondern jetzt 28 Stunden à 45 Minuten unterrichten müssen. Gegenüber der 
Lehrverpflichtung an einer Förderschule (28 Stunden à 40 Minuten) ergibt sich eine 
Mehrarbeit von rund 2,5 Unterrichtsstunden pro Woche (28 mal  
fünf Minuten). 

 
Vorbemerkung der Kultusministerin:  
Im § 1 Abs. 1 der neuen Pflichtstundenverordnung vom 25. Juni 2012 - wie im 
Übrigen auch schon nach der alten Verordnung - wird geregelt, dass die wö-
chentliche Pflichtstundenzahl der Lehrkräfte durch die Schulform bestimmt 
wird, an der die Lehrkraft für den größten Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung 
eingesetzt ist. Falls eine Förderschullehrkraft, die an einer allgemeinen Schule 
unterrichtet, vorwiegend als Lehrkraft für den allgemeinen Unterricht eingesetzt 
wird, bemisst sich ihre Pflichtstundenzahl an den Vorgaben für die entsprechen-
de Schulform der allgemeinen Schule. Die Pflichtstundenzahl der Förderschule 
wird dann zu Grunde gelegt, wenn die Lehrkraft vorwiegend im Rahmen des 
inklusiven Unterrichts eingesetzt wird. Da grundsätzlich alle Förderschullehr-
kräfte bei einem Einsatz in der allgemeinen Schule Aufgaben im Rahmen des 
inklusiven Unterrichts erfüllen, gilt die Stundenverpflichtung für Förderschulen. 
Sollten Förderschullehrkräfte in der allgemeinen Schule bisher mit einer gerin-
geren Pflichtstundenzahl (z.B. 26 Stunden in einer Integrierten Gesamtschule) 
eingesetzt gewesen sein, dann war dies nur zulässig, wenn sie Regelunterricht 
der allgemeinen Schule erteilten. Da die Expertise und Fachkompetenz der 
Förderschullehrkräfte jedoch für die sonderpädagogische Unterstützung in der 
allgemeinen Schule benötigt wird, ist ein Einsatz im Rahmen des Regelunter-
richts nicht vorgesehen. 
 
Die in der Anfrage angesprochene Dauer einer Unterrichtsstunde von 
40 Minuten ist grundsätzlich nur für Förderschulen vorgesehen. Diese Regelung 
bezieht sich auf die Schülerinnen und Schüler, nicht auf die Arbeitszeit der 
Lehrerinnen und Lehrer. Die stattdessen erforderlichen verlängerten 
Pausen bzw. Rhythmisierungshilfen im Unterrichtsvormittag führen nicht zu 
kürzerer Präsenz- bzw. Betreuungs- oder Erziehungszeit und dadurch geringerer 
Arbeitszeit der Lehrkräfte, sondern zu einer anderen Gestaltung der 
Arbeitszeit in Förderschulen. Insofern kann hier nicht von einer Mehrarbeit für 
Förderschullehrkräfte beim Einsatz im inklusiven Unterricht an allgemeinen 
Schulen gesprochen werden. 
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Förderschullehrkräfte erbringen im Rahmen ihrer Arbeit im inklusiven Unter-
richt zum großen Teil Leistungen, die nicht typischen Unterrichtstätigkeiten 
entsprechen. Das Hessische Schulgesetz und die Verordnung über Unterricht, 
Erziehung und sonderpädagogische Förderung von Schülerinnen und Schülern 
mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen (VOSB) sehen vielfältige Tätigkei-
ten im Rahmen von Beratung, Begleitung und Unterstützung von Lehrkräften 
und Schülerinnen und Schülern im Rahmen von vorbeugenden Maßnahmen und 
inklusiver Beschulung vor.  
 
Die Arbeitszeit aller Lehrerinnen und Lehrer setzt sich grundsätzlich zusammen 
aus Zeiten für Vor- und Nachbereitung von Unterricht oder Förderung, Korrek-
turen, Fortbildung, Abstimmung, Kooperation, Konferenzen, Elternarbeit usw. 
sowie dem Unterricht im engeren Sinne. Daher muss bei einer Bewertung von 
Arbeitszeit immer der zeitliche Aufwand für die Erfüllung der ganzen Aufgabe 
berücksichtigt werden. Um hier eine Überlastung der Lehrkräfte zu vermeiden, 
dokumentieren viele Förderschullehrkräfte, die schwerpunktmäßig im ambulan-
ten und dezentralen Bereich tätig sind, deren Arbeit sich also nicht einfach an-
hand von erteilten Unterrichtsstunden bemessen lässt, bereits seit Jahren ihre 
Tätigkeiten in den verschiedenen Bereichen dezidiert. Insofern hat sich in Hes-
sen in diesem Feld seit der Entwicklung der sonderpädagogischen Beratungs- 
und Förderzentren ein Paradigmenwechsel angebahnt, der nun in den Fokus 
aller Lehrkräfte im inklusiven Unterricht rückt. Die Arbeit der Förderschullehr-
kräfte im inklusiven Unterricht der allgemeinen Schule ist eine gänzlich andere 
geworden gegenüber der, die im Klassenunterricht an Förderschulen zu leisten 
ist.  
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die kleine Anfrage wie 
folgt: 
 
Frage 1. Teilt die Landesregierung die Einschätzung, dass durch die notwendige Mehrarbeit das 

Unterrichten an allgemeinbildenden Schulen für Förderschullehrerinnen und 
-lehrer weniger attraktiv ist als das Unterrichten an einer Förderschule? 

 
Wie in meiner Vorbemerkung ausgeführt, kann nicht von einer Mehrarbeit für 
Förderschullehrkräfte beim Einsatz im inklusiven Unterricht an allgemeinen 
Schulen gesprochen werden. 
 
Frage 2. Hält es die Landesregierung für sinnvoll, dass Förderschullehrerinnen und -lehrer, die 

an einer allgemeinbildenden Schule inklusiv und damit gemäß dem Auftrag der UN-
Behindertenrechtskonvention unterrichten, durch Mehrarbeit bestraft werden? 

 
Frage 3. Will die Landesregierung diese Ungleichheit korrigieren? 
 Wenn ja, wie? 
 
Wegen der Antworten auf die Fragen 2 und 3 wird erneut auf die Ausführungen 
in der Vorbemerkung wird verwiesen. 
 
Frage 4. Wie kann unter diesen Bedingungen sichergestellt werden, dass genügend Förderschul-

lehrerinnen und -lehrer für die inklusive Beschulung zur Verfügung stehen und die 
Zahl der Kinder, bei denen die inklusive Beschulung abgelehnt wird, in den nächsten 
Schuljahren nicht weiter zunimmt? 

 
Das Berufsbild der Förderschullehrerin/des Förderschullehrers hat sich ver-
ändert und wird sich weiterhin verändern. Als Beamte des Landes Hessen wer-
den sich die Lehrkräfte selbstverständlich den neuen Aufgaben stellen. Dies 
erfolgt bereits seit Jahren mit hohem Einsatz und hoher Kompetenz. Die Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler, die im inklusiven Unterricht sonderpädagogisch 
unterstützt werden, wird sich daran bemessen, wie gut die vorhandenen Res-
sourcen ausgeschöpft werden, welche Aussage die Empfehlungen der Förder-
ausschüsse machen und welchen Förderort die Eltern 
wünschen. 
 
Wiesbaden, 20. Dezember 2012 

Nicola Beer 
 
 


